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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 20/1416 
Landtag 22.03.22 
20. Wahlperiode  

Mitteilung des Senats vom 22. März 2022 

Erste Verordnung zum Basisschutz vor Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 (Erste Corona-Basisschutzmaßnahmenverordnung) 

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) zur Befassung die Erste Ver-
ordnung zum Basisschutz vor Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-
2.  

Die Erste Corona-Basisschutzmaßnahmenverordnung tritt zum 1. April 2022 in 
Kraft. 

Erste Verordnung zum Basisschutz vor Neuinfektionen mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 (Erste Corona-Basisschutzmaßnahmenverordnung) 

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2022 
(BGBl. I S. 466) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 Satz 1 der Verord-
nung über die zuständigen Behörden nach dem Infektionsschutzgesetz vom 11. 
September 2018 (Brem.GBl. S. 425 — 2126e-1), die durch Verordnung vom 12. 
Mai 2020 (Brem.GBl. S. 292) geändert worden ist, wird verordnet: 

§ 1 

Mund-Nasen-Bedeckung 

(1) Eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung gilt 

1. beim Besuch von Arztpraxen, Einrichtungen und Unternehmen nach 
§ 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 5, 11 und 12 und § 36 Absatz 1 
Nummer 2 und 7 des Infektionsschutzgesetzes, soweit die Verpflich-
tung zur Abwendung einer Gefahr für Personen, die aufgrund ihres 
Alters oder ihres Gesundheitszustandes ein erhöhtes Risiko für einen 
schweren oder tödlichen Krankheitsverlauf der Coronavirus-Krank-
heit-2019 (COVID-19) haben, erforderlich ist, 

2. bei der Nutzung von Verkehrsmitteln des Öffentlichen Personenver-
kehrs für Fahrgäste sowie für Kontroll- und Servicepersonal und das 
Fahr- und Steuerpersonal, soweit für dieses tätigkeitsbedingt physi-
scher Kontakt zu anderen Personen besteht, und 

3. in Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 3 und 4 des Infektions-
schutzgesetzes. 

(2) Personen ab der Vollendung des 6. Lebensjahres erfüllen die Pflicht zum 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung durch Tragen einer OP-Maske, ei-
ner Maske des Standards „KN95/N95“, „FFP2“ oder eines gleichwertigen 
Schutzniveaus (medizinische Gesichtsmaske); Atemschutzmasken mit 
Ausatemventil sind nicht zulässig. 

(3) Soweit nach dieser Verordnung das Tragen einer Mund-Nasen-Bede-
ckung vorgesehen ist, sind hiervon folgende Personen ausgenommen: 

1. Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres, 
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2. Personen, die aufgrund einer gesundheitlichen Beeinträchtigung, ei-
ner chronischen Erkrankung, einer Behinderung oder einer Schwan-
gerschaft keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen und dies durch 
ärztliche Bescheinigung nachweisen können, und 

3. gehörlose und schwerhörige Menschen und Personen, die mit diesen 
kommunizieren, sowie ihre Begleitpersonen. 

Auf den Nachweis durch ärztliche Bescheinigung in den Fällen des Satzes 
1 Nummer 2 soll verzichtet werden, wenn offenkundig ist, dass der Person 
das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht möglich oder nicht zu-
mutbar ist. Personen, die aus beruflichen Gründen die Tragepflicht über-
wachen, sollen über die Ausnahmen in geeigneter Weise unterrichtet 
werden. 

§ 2 

Testpflicht 

(1) Die Verpflichtung zur Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 im Sinne des § 22a Absatz 3 des Infektionsschutzgesetzes be-
steht in 

1. Einrichtungen und Unternehmen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 
1 und 11 und § 36 Absatz 1 Nummer 2, 4 und 7 des Infektionsschutz-
gesetzes und 

2. Justizvollzugsanstalten, Abschiebehafteinrichtungen, Maßregelvoll-
zugseinrichtungen sowie anderen Abteilungen oder Einrichtungen, 
wenn und soweit dort dauerhaft freiheitsentziehende Unterbringun-
gen erfolgen, insbesondere psychiatrische Krankenhäuser. 

(2) Die Testpflicht nach Absatz 1 besteht nicht für Personen, die einen der fol-
genden Nachweise vorlegen: 

1. einen Impfnachweis im Sinne des § 22a Absatz 1 des Infektionsschutz-
gesetzes, 

2. einen Genesenennachweis im Sinne des § 22a Absatz 2 des Infekti-
onsschutzgesetzes oder 

3. eine Schulbescheinigung für Schülerinnen und Schüler ab Vollen-
dung des 16. Lebensjahres; Kinder und Jugendliche bis zur Vollen-
dung des 16. Lebensjahres gelten aufgrund ihres Alters als Schülerin-
nen und Schüler oder werden diesen gleichgestellt und benötigen we-
der einen Testnachweis noch eine Schulbescheinigung. 

(3) Personen, die nicht durch einen Test auf das Coronavirus SARS-CoV-2 mit 
negativem Testergebnis oder durch eine ärztliche Bescheinigung nach-
weisen, dass bei ihnen keine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
besteht, ist der Zutritt zum Gelände einer Schule untersagt. Das Tester-
gebnis oder die ärztliche Bescheinigung dürfen nicht älter als zwei Tage 
sein. Das Zutrittsverbot nach Satz 1 gilt nicht 

1. für die Dauer von zwei Tagen, wenn unmittelbar nach dem Betreten 
des Schulgeländes ein Schnelltest auf das Coronavirus SARS-CoV-2 
durchgeführt wird und das Ergebnis negativ ist, 

2. für Schülerinnen und Schüler, die regelmäßig und ohne Unterbre-
chung mindestens dreimal wöchentlich an einer angebotenen PCR-
Pooltestung (Lolli-Test) teilnehmen, wenn das jeweils aktuelle Ergeb-
nis negativ ist, 

3. für Kinder aus Einrichtungen nach § 15 im Rahmen des Übergangs 
von Kindertageseinrichtung in Schule, sofern ein Zusammentreffen 
nur im Freien stattfindet oder ein Zusammentreffen mit Schülerinnen 
und Schülern in Innenräumen sicher ausgeschlossen werden kann. 
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Das Zutrittsverbot nach Satz 1 gilt nur, wenn in den Schulen Schnell-
tests in hinreichender Zahl vorliegen. Im Eingangsbereich des Schul-
geländes sind deutlich sichtbare Hinweise auf die Regelungen dieses 
Absatzes anzubringen. Hiervon unberührt bleiben die für den Arbeits-
schutz getroffenen Regelungen. Absatz 2 Nummer 1 und 2 gilt ent-
sprechend. 

(4) Am Betreuungsangebot von öffentlichen und privaten Einrichtungen der 
Kindertagesbetreuung und der Kindertagespflege können nur Kinder teil-
nehmen, deren Erziehungsberechtigte glaubhaft versichern, dass sie das 
Kind regelmäßig, mindestens dreimal in der Woche auf das Coronavirus 
SARS-CoV-2 testen und das jeweilige negative Testergebnis dabei höchs-
tens 24 Stunden zurückliegt. Testungen werden in der Regel in der Ein-
richtung oder in der Kindertagespflege durchgeführt, sofern sie dort 
angeboten werden und die Sorgeberechtigten ihre Einwilligung zur Tes-
tung ihres Kindes abgegeben haben. Die Entscheidung über ein Testan-
gebot obliegt dem jeweiligen Träger oder der Kindertagespflegeperson. 
Absatz 2 Nummer 1 und 2 gilt entsprechend. 

§ 3 

Absonderung in häusliche Isolation 

(1) Einer Person, bei der eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 la-
bordiagnostisch bestätigt wurde (infizierte Person), wird ab der Kenntnis 
der labordiagnostischen Bestätigung einer Infizierung untersagt, ihre 
Wohnung oder die Einrichtung, in der sie lebt, ohne ausdrückliche Zustim-
mung des Gesundheitsamtes zu verlassen (Isolierung). Es ist ihr in dieser 
Zeit untersagt, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem Haus-
halt angehören. Diese Vorgaben entfallen frühestens sieben Tage nach 
dem Tag der Probenahme, die der Testung nach Satz 1 zugrunde liegt, 
wenn der Nachweis eines negativen Ergebnisses eines PoC-Antigentests 
oder eines PCR-Tests in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 erbracht wird; ohne Erbringung des Nachweises entfallen 
die Vorgaben frühestens 10 Tage nach dem Tag der Probenahme. § 6 der 
COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung ist zu beachten. 

(2) Bei Beschäftigten in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 des Infekti-
onsschutzgesetzes entfällt die Pflicht zur Isolierung frühestens nach sieben 
Tagen, sofern 

1. Symptomfreiheit seit mindestens 48 Stunden bezogen auf die akute 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 besteht und 

2. der Nachweis eines negativen Ergebnisses eines PCR-Tests in Bezug 
auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 erbracht wird. 

(3) Für eine Person, der vom Gesundheitsamt, von der die Testung vorneh-
menden Person oder von der die Testung auswertenden Stelle mitgeteilt 
wurde, dass ein bei ihr durch eine medizinische Fachkraft oder eine ver-
gleichbare, hierfür geschulte Person durchgeführter Antigentest zum di-
rekten Erregernachweis von SARS-CoV-2 (Antigentest) ein positives 
Ergebnis aufweist, gilt die Pflicht zur Isolierung nach Absatz 1 Satz 1 und 
2 entsprechend für die Dauer von zehn Tagen. Diese Vorgaben entfallen, 
falls der erste nach dem positiven Antigentest bei dieser Person vorgenom-
mene molekularbiologische PCR-Test oder sonstige Labordiagnostik mit-
tels Nukleinsäurenachweis (PoC-PCR oder weitere Methoden der Nukle-
insäureamplifikationstechnik) ein negatives Ergebnis aufweist, mit dem 
Vorliegen des negativen Testergebnisses. 

(4) Im Übrigen bleibt die Befugnis der zuständigen Behörde, auf der Grund-
lage von § 30 des Infektionsschutzgesetzes unter Berücksichtigung der ak-
tuellen Empfehlungen des Robert Koch-Instituts im Einzelfall eine Abson-
derungsanordnung zu erlassen, unberührt. 
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(5) Ist die betroffene Person nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 min-
derjährig, sind die Personensorgeberechtigten für die Einhaltung der häus-
lichen Isolation verantwortlich. 

(6) Abweichend von Absatz 1 darf eine abgesonderte Person ihre Wohnung 
oder die Einrichtung, in der sie lebt, verlassen oder Besuch empfangen, 
wenn dies zum Schutz von Leben oder Gesundheit zwingend erforderlich 
ist. In diesem Fall sind alle Kontakte zu anderen Personen auf das absolut 
Notwendige zu beschränken. 

(7) Im Übrigen können in der Stadtgemeinde Bremen das Gesundheitsamt 
und in der Stadtgemeinde Bremerhaven der Magistrat der Stadt Bremer-
haven in begründeten Härtefällen auf Antrag Befreiungen erteilen. 

§ 4 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektions-
schutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 Absatz 1 keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt, ohne 
dass eine Ausnahme nach § 1 Absatz 3 vorliegt, 

2. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 1 seiner Verpflichtung zur Testung 
nicht nachkommt, ohne dass eine Ausnahme nach § 2 Absatz 2 vor-
liegt, 

3. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 die Wohnung oder eine Einrichtung ver-
lässt oder entgegen § 3 Absatz 1 Satz 2 Besuch empfängt, ohne dass 
eine Ausnahme nach § 3 Absatz 6 oder 7 vorliegt. 

Verstöße können mit Bußgeldern bis zu 25 000 Euro geahndet werden. 

(2) Verstöße gegen vollziehbare Anordnungen nach § 28 Absatz 1 Satz 1 oder 
2, § 30 Absatz 1 Satz 2 oder § 31 des Infektionsschutzgesetzes, jeweils auch 
in Verbindung mit dieser Verordnung, stellen Ordnungswidrigkeiten nach 
§ 73 Absatz 1a Nummer 6 des Infektionsschutzgesetzes dar und können 
mit Bußgeldern von bis zu 25 000 Euro geahndet werden. 

§ 5 

Einschränkung von Grundrechten 

Durch diese Rechtsverordnung werden die Grundrechte der Freiheit der Person 
(Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes) und der Freizügigkeit (Artikel 11 
Absatz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

§ 7 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 2. April 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Drei-
ßigste Coronaverordnung vom 18. Januar 2022 (Brem.GBl. S. 12), die zu-
letzt durch Verordnung vom 15. März 2022 (Brem.GBl. S. 144) geändert 
worden ist, außer Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. April 2022 außer Kraft. 

Begründung zur Ersten Verordnung zum Basisschutz vor Neuinfektionen mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 (Erste Corona-Basisschutzmaßnahmenver-

ordnung) vom 22. März 2022 

Begründung: 

Die vorliegende Begründung stellt eine allgemeine Begründung im Sinne von 
§ 28a Absatz 5 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes (im Folgenden: IfSG) vom 
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. 
März 2022 (BGBl. I S. 466) geändert worden ist, dar. Danach sind Rechtsver-
ordnungen, die – wie die vorliegende Einunddreißigste Coronaverordnung – 
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nach § 32 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a Absatz 7 IfSG erlassen 
werden, mit einer allgemeinen Begründung zu versehen. 

A. Allgemeiner Teil 

Im Dezember 2019 trat in der chinesischen Stadt Wuhan erstmals die Atem-
wegserkrankung COVID-19 auf, welche durch das neuartige Coronavirus 
SARS-CoV-2 verursacht wird. Seitdem hat sich diese Erkrankung auch in an-
deren Ländern, darunter Deutschland, ausgebreitet. Es handelt sich in 
Deutschland und weltweit um eine weiterhin sehr dynamische und ernst zu 
nehmende Situation. Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe 
schwer, auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor. Die Pandemie hat be-
reits Millionen an Menschenleben gekostet. Am 29. Februar 2020 wurde auch 
im Land Bremen der erste Fall einer durch den Coronavirus SARS-CoV-2 aus-
gelösten Atemwegserkrankung bekannt. 

Der Deutsche Bundestag stellte mit Wirkung vom 28. März 2020 erstmalig eine 
epidemische Lage von nationaler Tragweite im Sinne des § 5 Absatz 1 IfSG fest. 
Diese mit Beschluss vom 25. März 2020 getroffene Feststellung war Vorausset-
zung für die Anordnung von besonderen Schutzmaßnahmen zur Verhinderung 
der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 nach § 28a Absatz 1 bis 6 IfSG 
durch die Länder. Die epidemische Lage galt ununterbrochen bis zum 25. No-
vember 2021 und wurde danach vom Bundesparlament nicht erneut festge-
stellt. Gleichwohl konnten die Länder die unabhängig von einem entsprechen-
den Beschluss des Deutschen Bundestages zulässigen Schutzmaßnahmen 
durch Rechtsverordnung vorschreiben sowie die bis zum 25. November 2021 
erlassenen Maßnahmen aufgrund einer Übergangsbestimmung bis zum 19. 
März 2021 weiter anwenden. 

Nach dem Ende einer durch den Deutschen Bundestag festgestellten epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite können bestimmte Maßnahmen nur er-
griffen werden, solange die konkrete Gefahr der epidemischen Ausbreitung 
der Coronaviruserkrankung besteht und wenn das Parlament des jeweiligen 
Landes die Anwendbarkeit des § 28a Absatz 1 bis 6 IfSG feststellt. Da im Land 
Bremen aufgrund hoher Inzidenzwerte die konkrete Gefahr in Bezug auf die 
Coronapandemie besteht, hat die Bremische Bürgerschaft die Anwendbarkeit 
des § 28a Absatz 1 bis 6 IfSG festgestellt, um die Instrumente des § 28a Absatz 
1 bis 6 IfSG zur Verfügung zu haben. 

Aufgrund der am 19. März 2022 in Kraft getretenen Änderungen des Infekti-
onsschutzgesetzes dürfen die Länder nach dem 19. März 2022 unabhängig vom 
lokalen Infektionsgeschehen nur noch folgende niedrigschwellige Maßnahmen 
anordnen: 

— Verpflichtung zum Tragen einer Atemschutzmaske oder einer medizini-
schen Gesichtsmaske (Maskenpflicht) zum Schutz vulnerabler Personen, 
bezogen auf Krankenhäuser, Dialyseeinrichtungen, Pflegeeinrichtungen 
und für ambulante Pflegedienste und im öffentlichen Personennahverkehr 
sowie in Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung von Asyl-
bewerbern. 

— Testpflichten zum Schutz vulnerabler Personen in Krankenhäusern, Pfle-
geeinrichtungen und für ambulante Pflegeinrichtungen, Schulen, Kinder-
tageseinrichtungen, Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung 
von Asylbewerbern und Justizvollzugsanstalten, Abschiebungshaftein-
richtungen, Maßregelvollzugseinrichtungen sowie andere Abteilungen o-
der Einrichtungen, wenn und soweit dort dauerhaft freiheitsentziehende 
Unterbringungen erfolgen, insbesondere psychiatrische Krankenhäuser, 
Heime der Jugendhilfe und für Senioren. 

Möglich bleiben weiterhin gezielte individuelle Maßnahmen im Falle eines lo-
kalen Ausbruchs in einem Betrieb oder einer Einrichtung sowie gegenüber 
Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder Ausschei-
dern. Kommt es lokal begrenzt zu der konkreten Gefahr einer bedrohlichen 
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Infektionslage (sogenannte Hot Spot), was aufgrund einer gefährlicheren Vi-
rusvariante oder aufgrund einer drohenden Überlastung der Krankenhauska-
pazitäten wegen besonders vieler Neuinfektionen oder einem besonders 
starken Anstieg der Neuinfektionen der Fall sein kann, stehen erweiterte 
Schutzmaßnahmen für die betroffenen Gebietskörperschaften zur Verfügung 
(etwa Maskenpflicht, Abstandsgebot und Hygienekonzepte). Voraussetzung ist 
aber, dass das Parlament des jeweiligen Landes in Bezug auf die konkrete Ge-
bietskörperschaft in diesen Fall das Bestehen der konkreten Gefahr einer sich 
dynamisch ausbreitenden Infektionslage und die Anwendbarkeit der erweiter-
ten Schutzmaßnahmen festgestellt hat. 

Vor dem Hintergrund dieser bundesrechtlichen Vorgaben soll die 31. Corona-
verordnung erlassen werden, die die oben genannten Schutzmaßnahmen für 
das Land Bremen umsetzt. 

Im Land Bremen haben zwar bereits 88,9 Prozent der Bevölkerung einen voll-
ständigen Impfschutz (Stand: 16. März 2022). Jedoch besteht zum einen immer 
noch keine Herdenimmunität, da insbesondere die jüngst aufgetretene Virus-
variante Omikron deutlich ansteckender ist als ihre Vorgänger. Zum anderen 
können auch vollständig geimpfte Personen weiterhin das Virus verbreiten, so-
dass die Aufrechterhaltung geeigneter Schutzmaßnahmen erforderlich ist. 

Bei der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz handelt es 
sich um die zuständige Behörde zum Erlass einer Rechtsverordnung nach § 32 
IfSG. Dies folgt aus § 6 Satz 1 der Verordnung über die zuständigen Behörden 
nach dem Infektionsschutzgesetz vom 11. September 2018 (Brem.GBl. S. 425 — 
2126e-1), die durch Verordnung vom 12. Mai 2020 (Brem.GBl. S. 292) geändert 
worden ist. 

B. Besonderer Teil 

Zu Teil 1 

Zu § 1 – Mund-Nasen-Bedeckung 

Die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (Maskenpflicht) 
ist ein zentraler Baustein zur Eindämmung der Verbreitung des Coronavirus 
SARS-CoV-2. Sie stellt eine notwendige und einfache Schutzmaßnahme dar. 
Wissenschaftliche Studien belegen den signifikanten Nutzen zur Verringerung 
der Infektionszahlen (vergleiche https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/
NCOV2019/FAQ_Mund_Nasen_Schutz.html; siehe auch https://www.who.int/
emergencies/diseases/novelcoronavirus-2019/questionandanswershub/qade-
tail/qaoncovid-19andmasks) (Stand 22. März 2022). Der mit der Maskenpflicht 
verbundene grundsätzlich sehr geringe Eingriff in die Handlungsfreiheit der 
Betroffenen ist angesichts des überragend wichtigen Ziels des Infektionsschut-
zes hinzunehmen (vergleiche BT-Drucksache 19/23944, S. 32 zu Nummer 3). 

Zu Absatz 1  

Absatz 1 legt die Orte fest, an denen eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Na-
sen-Bedeckung besteht. 

Zu Nummer 1 

In Krankenhäusern und anderen stationären Einrichtungen sowie in ambulan-
ten Pflegediensten soll zum Schutz der Angehörigen vulnerabler Gruppen eine 
Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung gelten. 

Zu Nummer 2 

Insbesondere bei der Nutzung von Verkehrsmitteln des öffentlichen Personen-
verkehrs ist das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung von Bedeutung, weil 
hier die Einhaltung eines ausreichenden Abstands oft nicht möglich ist. 

https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/%E2%80%8BNCOV2019/FAQ_Mund_Nasen_Schutz.html
https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/%E2%80%8BNCOV2019/FAQ_Mund_Nasen_Schutz.html
https://www.who.int/%E2%80%8Bemergencies/diseases/novelcoronavirus-2019/questionandanswershub/qadetail/qaoncovid-19andmasks
https://www.who.int/%E2%80%8Bemergencies/diseases/novelcoronavirus-2019/questionandanswershub/qadetail/qaoncovid-19andmasks
https://www.who.int/%E2%80%8Bemergencies/diseases/novelcoronavirus-2019/questionandanswershub/qadetail/qaoncovid-19andmasks
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Zu Nummer 3 

Auch in Gemeinschaftsunterkünften leben oft sehr viele Menschen auf engem 
Raum zusammen, sodass Abstände zwischen Personen nicht oder nicht in hin-
reichendem Maße eingehalten werden können. Hier ist die Maskenpflicht 
ebenfalls zur Sicherstellung des Infektionsschutzes erforderlich. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift spezifiziert die Pflicht zum Tragen der Mund-Nasen-Bedeckung 
im Sinne von Absatz 1. 

Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung wird durch Satz 1 da-
hingehend konkretisiert, dass die Verwendung einer medizinischen Gesichts-
maske für Personen ab der Vollendung des 6. Lebensjahres verpflichtend 
eingeführt wird. Medizinische Masken, also sogenannte OP-Masken, Masken 
des Standards KN95/N95 oder FFP2 oder solche eines gleichwertigen Schutz-
niveaus bieten einen wirkungsvolleren Schutz als sogenannte Alltagsmasken. 
Nicht zugelassen sind Masken mit einem Ausatemventil, weil sie zwar die Trä-
gerin und den Träger schützen, jedoch den Menschen in der Umgebung kei-
nerlei Schutz bieten. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift regelt die Ausnahmen von der grundsätzlichen Pflicht zum Tra-
gen einer Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne von Absatz 1 und dient damit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Der Nachweis durch ärztliche Bescheini-
gung ist nicht erforderlich, wenn die Einschränkung offenkundig ist. 

Zu § 2 – Testpflicht 

Zu Absatz 1 

Durch die Testpflicht wird dem Infektionsschutz in Bereichen Rechnung getra-
gen, in denen sich vulnerable Personen aufhalten oder Menschen einer Pflicht 
zum Aufenthalt nachkommen müssen. In diesen Einrichtungen ist es geboten, 
die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckung durch eine Testpflicht zu verringern. 

Individuelle Schutzmaßnahmen gegenüber Kranken, Krankheitsverdächtigen, 
Ansteckungsverdächtigen oder Ausscheidern nach § 28 Absatz 1 Satz 1 sowie 
die Schließung von Einrichtungen und Betrieben im Einzelfall nach § 28 Absatz 
1 Satz 1 und 2 bleiben davon unberührt. 

Zu Absatz 2 

Immunisierte Personen, das heißt Genesene und Geimpfte, sind grundsätzlich 
von einer Testpflicht auszunehmen (§ 3 Absatz 2 der Covid-19-Schutzmaßnah-
men-Ausnahmeverordnung). 

Die Pflicht zur Testung gilt ebenfalls nicht für Schülerinnen und Schüler, da 
sich diese ohnehin wegen des Schulbesuchs regelmäßig testen lassen. Für die 
über 16-jährigen ersetzt eine Schulbescheinigung den Testnachweis, die jün-
geren Kinder und Jugendlichen benötigen überhaupt keinen Nachweis über 
die Testung. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 statuiert ein Betretungsverbot an Schulen für Personen, die nicht ak-
tuell auf das Coronavirus getestet worden sind. Das Infektionsgeschehen in der 
Freien Hansestadt Bremen hat sich zwar entspannt, allerdings sind bei Kindern 
und Jugendlichen im Vergleich zur Restbevölkerung höhere Infektionszahlen 
zu verzeichnen. Damit die Schulen weiterhin geöffnet bleiben können und 
dadurch neben dem notwenigen Gesundheitsschutz der Bevölkerung auch das 
verfassungsmäßig garantierte Recht auf Bildung der Kinder und Jugendlichen 
erfüllt werden kann, ist es zwingend erforderlich, an den Schulen weiterhin 
eine bestmögliche Infektionsprävention für alle Schülerinnen und Schüler so-
wie für die Beschäftigten sicherzustellen. 
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Um den Infektionsschutz für alle am Schulleben Beteiligten möglichst weitrei-
chend und engmaschig zu gewährleisten, soll ein aktuelles negatives Tester-
gebnis beziehungsweise eine diesbezügliche ärztliche Bescheinigung weiter-
hin Voraussetzung für den Zutritt zum beziehungsweise den Verbleib auf dem 
Schulgelände sein. Personen, die kein negatives Testergebnis vorweisen kön-
nen, sollen das Schulgelände nicht betreten dürfen. Das Testerfordernis soll 
auch für die Teilnahme an schriftlichen Leistungsnachweisen und Prüfungen 
gelten. 

Allerdings sollen Schülerinnen und Schüler das Schulgelände jederzeit betre-
ten dürfen, wenn sie sich regelmäßig mit negativem Ergebnis testen lassen. 
Schließlich sollen Personen aus Einrichtungen nach § 15 im Rahmen des Über-
gangs von Kita in Schule das Schulgelände ohne Testpflicht betreten dürfen, 
um den Kindern den Übergang in die Schule durch das Heranführen an diese 
zu erleichtern. Dabei soll ein Zusammentreffen mit Schulkindern und Lehrkräf-
ten nur im Freien stattfinden und in Innenräumen sicher ausgeschlossen sein. 
Damit sollen unverhältnismäßige Nachteile, die durch eine schwierige Einge-
wöhnung entstehen, vermieden werden. 

Zu Absatz 4 

In Absatz 4 ist festgelegt, dass trotz der pandemischen Lage Tageseinrichtun-
gen und Angebote der Kindertagespflege aufrechterhalten werden sollen, da 
dies für die kindliche Entwicklung von immenser Bedeutung ist. Gleichwohl 
sind auch hier unter dem Eindruck der Infektionslage Vorsichtsmaßnahmen zu 
ergreifen. 

Mit der Omikron Variante, die sich als deutlich ansteckender erwiesen hat, als 
alle anderen Varianten zuvor, geht ein deutlicher Anstieg der Infektionen al-
lerorts und damit auch in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung und der 
Kindertagespflege einher. Die Rückmeldungen der Träger der Einrichtungen 
deuten darauf hin, dass die Eltern ihre Kinder sehr heterogen testen. Zur Ver-
langsamung der aktuellen Welle ist es jedoch dringend erforderlich, dass die 
Kinder verlässlich seriell getestet werden. Daher ist es erforderlich, die Testung 
der Kinder, die in den Einrichtungen betreut werden, verbindlich in der Ver-
ordnung zu regeln, ohne jedoch die Zugangshürden zu hoch zu legen. 

Zu § 3 – Absonderung in häusliche Isolation 

Es handelt sich um eine geeignete und erforderliche Maßnahme auf der Grund-
lage des § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG. Bei Kranken, Krankheitsverdächtigen, An-
steckungsverdächtigen oder Ausscheidern kann gemäß § 30 Absatz 1 Satz 2 
IfSG angeordnet werden, dass sie in geeigneter Weise abgesondert werden. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 ordnet die Isolierung von Personen, bei denen eine Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 labordiagnostisch bestätigt wurde (infizierte Perso-
nen), an. 

Bei COVID-19 handelt es sich zunächst um eine übertragbare Krankheit im 
Sinne des § 2 Nummer 3 IfSG (OVG Lüneburg, a.a.O. Rn. 28). 

Bei einer positiv auf den Coronavirus SARS-CoV-2 getesteten Person handelt 
es sich jedenfalls um eine Ansteckungsverdächtige oder einen Ansteckungs-
verdächtigen im Sinne des § 2 Nummer 7 IfSG. Bei Auftreten von für die 
COVID-19 Krankheit typischen Symptomen gilt die betroffene Person als Kran-
ker oder Kranke im Sinne des § 2 Nummer 7 IfSG. 

Durch die Isolierung von infizierten Personen soll verhindert werden, dass eine 
infizierte Person in der Zeit, in der sie den Erreger ausscheidet und ansteckend 
ist, Kontakt zu anderen Personen hat und diese ansteckt. 

Die vorgesehene Isolierungsdauer von sieben beziehungsweise zehn Tagen 
orientiert sich an den aktuellen Empfehlungen des RKI (veröffentlicht unter: 
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Entlassma
nagement.html) (Stand 22. März 2022). 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Entlassmanagement.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Entlassmanagement.html
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Die Anordnung ist auch insgesamt angemessen, da sie nicht außer Verhältnis 
zu dem in der Verordnung angestrebten Schutz höherwertiger Rechtsgüter wie 
Leben, Leib und Gesundheit der Bevölkerung steht. Mit der häuslichen Durch-
führung der Absonderung wird den Belangen der betroffenen Person so weit 
wie möglich Rechnung getragen. 

Der Hinweis auf § 6 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung 
hat hier lediglich deklaratorischen Charakter und soll verdeutlichen, dass die 
Pflicht zur Absonderung nicht für geimpfte oder genesene Personen besteht, es 
sei denn, diese unterfallen auch nach den Empfehlungen des RKI einer Abson-
derungspflicht. 

Zu Absatz 2 

Durch diese Vorschrift wird die Pflicht zur Isolierung für infizierte Beschäftigte 
in Einrichtungen, in denen Angehörige besonders vulnerabler Gruppen leben, 
für mindestens sieben Tage angeordnet. Sie entfällt auch nach Ablauf dieser 
Zeit nur, wenn die vorgeschriebenen Kriterien erfüllt sind. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 reagiert auf die Zunahme von Antigenschnelltests und trifft eine Re-
gelung für den Fall, dass ein solcher Test positiv ist. Die betroffene Person ist 
dann verpflichtet, sich für zehn Tage zu isolieren. Nicht hinzunehmen ist, dass 
dieser Test keine Folgen haben würde, weil die Wahrscheinlichkeit, dass die 
durch Antigentest positiv getestete Person das Coronavirus verbreitet, zu hoch 
ist.  

Diese Pflicht zur Isolierung kann allerdings beendet werden, wenn etwa ein 
folgender PCR-Test ein negatives Ergebnis aufweist. 

Zu Absatz 4 

Absatz 8 stellt klar, dass die Befugnis der zuständigen Behörde auf Grundlage 
von § 30 IfSG und fachlich gestützt auf die aktuellen Empfehlungen des RKI im 
Einzelfall eine Absonderungsanordnung durch Verwaltungsakt auszuspre-
chen, unberührt bleibt. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 legt fest, dass auch Minderjährige als infizierte Personen den Rege-
lungen zur Absonderung nach § 19 Absatz 1 Satz 1 oder § 19 Absatz 3 Satz 1 
unterfallen. In diesem Fall sind die Personensorgeberechtigten verantwortlich. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 sieht eine Ausnahmeregelung vor, um im Einzelfall Arztbesuche und 
die Reaktion auf medizinische Notlagen zu ermöglichen. 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 sieht eine Möglichkeit zur Erteilung weiterer Ausnahmen im Einzel-
fall in begründeten Härtefällen vor. 

Zu § 4 – Ordnungswidrigkeiten 

Zu Absatz 1 

Satz 1 der Vorschrift qualifiziert einen Verstoß gegen die in der Verordnung 
getroffenen Anordnungen als Ordnungswidrigkeit nach § 73 Absatz 1a Num-
mer 24 IfSG. 

Satz 2 legt die obere Grenze der zu verhängenden Bußgelder auf 25 000 Euro 
fest. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift bestimmt, dass auch Verstöße gegen Anordnungen nach dem 
Infektionsschutzgesetz in Verbindung mit der Coronaverordnung als Ord-
nungswidrigkeiten geahndet und mit einem Bußgeld von bis zu 25 000 Euro 
belegt werden können. 
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Zu § 5 – Einschränkung von Grundrechten 

Die Regelung kommt dem Zitiergebot des Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 GG nach.  

Zu § 6 – Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift regelt das In- und Außerkrafttreten.  

Zu Absatz 2 

Die Rechtsverordnung wird zeitlich befristet. Damit wird das Erfordernis nach 
§ 28a Absatz 5 IfSG erfüllt. Danach sind Rechtsverordnungen, die nach § 32 in 
Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a Absatz 7 IfSG erlassen werden, zeitlich 
zu befristen. Die Geltungsdauer beträgt grundsätzlich vier Wochen, kann aber 
auch verlängert werden. 
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